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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des Olympischen Friedens 

(Gesetzentwurf der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD, FDP) 


A. Problem 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit der Durchführung der 
Spiele der XX. Olympiade München 1972 zugleich die Ver- 
pflichtung für einen friedlichen, störungsfreien und möglichst 
harmonischen Ablauf der Spiele übernommen. Es muß damit 
gerechnet werden, daß die Spiele der XX, Olympiade München 
1972 zu Demonstrationen und Aktionen benutzt werden, die 
bewußt auf eine Störung dieser Spiele abzielen. 


B. Lösung 

Das Gesetz zum Schutz des Olympischen Friedens ermöglicht 
den Ländern in Gebieten und Bereichen, die mit dem Ablauf 
der Spiele im Zusammenhang stehen, durch Landesgesetz öffent- 
liche Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge gene- 
rell zu verbieten. 


C. Alternativen 

werden nicht vorgeschlagen. 


D. Kosten 

Mehrkosten sind nicht zu erwarten. 
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Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 
zum Schutz des Olympischen Friedens 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


§ 1 

Zum Schutz des Olympischen Friedens bei den 
Spielen der XX. Olympiade München 1972 können 
in Gebieten und Bereichen, die mit dem Ablauf der 
Spiele im Zusammenhang stehen, durch Landes- 
gesetz öffentliche Versammlungen unter freiem Him- 
mel und Aufzüge verboten werden. Die Verbote 
sollen grundsätzlich nicht über eine 500 m breite 
Zone um die Gebiete und Bereiche hinausgehen. 


§ 2 

Das Grundrecht der Versammlungsfreiheit (Arti- 
kel 8 des Grundgesetzes) wird durch dieses Gesetz 
eingeschränkt. 


§ 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. Seine Gültigkeit endet mit dem Ab- 
lauf des . . . (15. September 1972). 


Bonn, den 29. Februar 1972 


Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
Wehner und Fraktion 
Mischnick und Fraktion 
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Begründung 


I. Allgemeiner Teil 

Die Bundesrepublik Deutschland hat mit der Durch- 
führung der Olympischen Spiele zugleich die Ver- 
pflichtung für einen friedlichen, störungsfreien und 
möglichst harmonischen Ablauf der Spiele übernom- 
men. Sie muß im Interesse des Ansehens unseres 
Staates deshalb dafür Sorge tragen, daß jegliche 
Störversuche im olympischen Bereich verhindert 
werden. Hierzu muß auch die Möglichkeit vorge- 
sehen werden, daß Versammlungen in diesem Be- 
reich generell verboten werden können. Diese Mög- 
lichkeit besteht nach dem Versammlungsgesetz nicht. 
Nach § 15 Abs. 1 und 2 des Versammlungsgesetzes 
kann die Polizei nur unter bestimmten Voraus- 
setzungen eine öffentliche Versammlung unter 
freiem Himmel oder einen Aufzug verbieten oder 
auflösen. Es handelt sich dabei um schwierige Er- 
messensentscheidungen, die sich danach richten, ob 
unter den besonderen Umständen des Einzelfalles 
eine unmittelbare Gefährdung der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung mit Wahrscheinlichkeit ein- 
treten wird bzw. ob für die Auflösung einer unange- 
meldet durchgeführten Versammlung unter freiem 
Himmel oder eines Aufzuges neben dem gesetzlich 
normierten Auflösungsgrund auch eine Gefahr für 
die öffentliche Sicherheit und Ordnung vorliegt. Die 
vom Gesetzgeber zugunsten der Versammungsfrei- 
heit eng gehaltenen Eingriffsvoraussetzungen für die 
Verbots- und Auflösungsverfügungen haben dazu 
geführt, daß die Polizei von diesen Möglichkeiten in 
der Praxis nur mit größter Zurückhaltung Gebrauch 
macht. Das ist für das normale staatliche Leben 
sicherlich zu begrüßen, wird dem besonderen Schutz- 
bedürfnis der Olympischen Spiele jedoch nicht ge- 
recht. 

Das Gesetz zum Schutz des Olympischen Friedens 
schafft die notwendigen Rechtsvoraussetzungen, um 
der Polizei die schwierigen Ermessensentscheidun- 
gen abzunehmen. Es ermöglicht den Ländern zum 
Schutz des Olympischen Friedens bei den Olympi- 
schen Spielen in Gebieten und Bereichen, die mit 
dem Ablauf der Spiele im Zusammenhang stehen, 
durch Landesgesetz öffentliche Versammlungen unter 
freiem Himmel und Aufzüge zu verbieten. Der Er- 
laß und die inhaltliche Ausgestaltung des generellen 
Versammlungsverbotes bleiben den Ländern über- 


lassen, da sie auf Grund ihrer Sachnähe und Orts- 
kenntnisse eine sachgerechte Lösung am besten zu 
treffen vermögen. 

Die Eröffnung dieser Möglichkeit für die Länder 
durch Bundesgesetz ist erforderlich, weil dem Bund 
nach Artikel 74 Nr. 3 des Grundgesetzes für Ver- 
sammlungsrecht die konkurrierende Gesetzgebung 
zusteht. Durch das Versammlungsgesetz hat der 
Bund hiervon abschließend Gebrauch gemacht. Eine 
isolierte Landesgesetzgebung über Versammlungs- 
verbote im Olympischen Bereich wäre deshalb nicht 
zulässig. 

Ein finanzieller Mehraufwand an öffentlichen Mit- 
teln ist durch das Gesetz zum Schutz des Olympi- 
schen Friedens nicht zu erwarten. 


II. Besonderer Teil 

Zu § 1 

§ 1 Satz 1 ermöglicht den Ländern, in Gebieten und 
Bereichen, die mit dem Ablauf der Spiele im Zusam- 
menhang stehen, durch Landesgesetz öffentliche 
Versammlungen unter freiem Himmel und Aufzüge 
generell zu verbieten. 

§ 1 Satz 2 bindet entsprechend dem Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit das gesetzgeberische Ermessen 
der Länder insoweit, als die Verbote grundsätzlich 
nicht über eine 500 m breite Zone um das olym- 
pische Gelände hinausgehen sollen. 

Zu § 2 

§ 2 enthält die ausdrückliche Einschränkung des 
Grundrechtes der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 
des Grundgesetzes). 

Zu § 3 

§ 3 Satz 1 bestimmt das Inkrafttreten. 

§ 3 Satz 2 stellt den notwendigen Zusammenhang 
zwischen der zeitlichen Gültigkeit des Gesetzes mit 
der Dauer der Olympischen Spiele her. 
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